
Streit um
Rohstoffe in
der Arktis
Russische Flagge am
Meeresgrund aufgestellt

Moskau. Nach der russischen
Expedition zum Nordpol ist
ein heftiger Streit um die Ark-
tis mit ihren Öl- und Gasvorrä-
ten im Eismeer entbrannt.
„Die Arktis ist kanadisch. Sie
ist unser Eigentum. Unser
Meer”, sagte der kanadische
Außenminister Peter G. Ma-
cKay. Der kanadische Fern-
sehsender CTV berichtete am
Freitag, die Regierung wolle
acht Patrouillenschiffe zur Si-
cherung ihrer Ansprüche in
der Arktis stationieren.

Bei einer groß angelegten
Tauchaktion hatten Polarfor-
scher eine russische Flagge aus
unverwüstlichem Titan in
mehr als 4000 Metern Tiefe auf
dem Grund des Eismeeres auf-
gestellt und damit demonstra-
tiv Moskaus Anspruch auf das
Nordpolarmeer bekräftigt.
Dänemark reagierte darauf
mit eigenen Besitzansprü-
chen.

Das geographische Institut
der russischen Akademie der
Wissenschaften schätzt die
Öl- und Gasvorräte in der Ark-
tis auf 100 Milliarden Tonnen.
Das sei das Doppelte der Vor-
räte auf dem russischen Fest-
land. dpa

Politikern auf die Finger geschaut
Seit vergangenem Jahr können Bürger ihre Bundestagsabgeordneten per Internet befragen.

Jetzt steht die elektronische Sprechstunde „Abgeordnetenwatch” auch für NRW an

Da hinschauen, wo die Macht ist: Bei dem Festakt „60 Jahre NRW” im vorigen Jahr besuchten viele Bürger den Plenarsaal in Düsseldorf. Foto: Frank Preuß/Ruhrkontrast

Von Tina Halberschmidt

Essen. Politiker-Sprechstunde
im Netz: Seit Dezember vori-
gen Jahres können Wähler ih-
re Bundestagsabgeordneten
auf der Internetseite „www.ab-
geordnetenwatch.de” per E-
Mail kontaktieren und zu poli-
tischen Themen befragen.
Neun Monate später bekommt
die überparteiliche Plattform
Nachwuchs: Abgeordneten-
watch für Nordrhein-Westfa-
len steht in den Startlöchern.
Für die Finanzierung werden
Menschen gesucht, denen
transparente Politik etwas
wert ist.

Doch von vorn: Dank abge-
ordnetenwatch.de können
Bürger ihren politischen Ver-
tretern auf die Finger schauen.
Wer schon immer wissen woll-
te, was „sein” Bundestagsab-
geordneter vom Bau des neuen
Kohlekraftwerks, der Wehr-
pflicht oder der Höhe der
Hartz-IV-Leistungen hält,

tippt seine Frage einfach in ein
E-Mail-Formular und wartet,
bis die Politiker reagieren. Und
tatsächlich: „Die meisten Par-
lamentarier machen mit", sagt
Boris Henkele, einer der Initi-
atoren des Projekts, „die Ant-
wortquote liegt bei 75 Pro-
zent.” Alle Antworten werden
veröffentlicht.

Doch auch wem erstmal
kein konkretes Problem auf
den Nägeln brennt, findet auf
abgeordnetenwatch.de eine
Fülle an Informationen. Denn
alle Mitglieder des Bundesta-
ges sind gelistet – mit Foto, Be-
ruf, Kontaktadresse, Themen-
schwerpunkten und den wich-
tigsten Angaben zur Person.
Zudem begleitet das Abgeord-
netenwatch-Team Abstim-
mungen im Bundestag. Jeder
sieht so auf einen Klick, wer
ihn im Parlament vertritt und
vor allem: wie.

Immer mehr Menschen nut-
zen die Möglichkeit zum offe-
nen Dialog mit der Politik:

Täglich besuchen mehr als
10 000 Nutzer das Portal – ein
Grund, das Projekt nun auch
für die Länder zu realisieren.
Und zwar in enger Kooperati-
on mit der WAZ-Mediengrup-
pe.

Doch das Mehr an Demo-
kratie ist nicht kostenlos: Mo-
deratoren kümmern sich um
die eingehenden Fragen und
leiten sie – sofern sie nicht be-
leidigend oder privater Natur

rhein-westfälische Projekt ge-
braucht wird: Abgeordneten-
watch.de für Nordrhein-West-
falen ist auf Menschen ange-
wiesen, die die Kommunikati-
on zwischen Volk und Volks-
vertretern unterstützen
wollen. Entweder als Förderer
oder als Spender.

Fördermitglied kann jeder
werden, der sich bereit erklärt,
ab fünf Euro pro Monat zu in-
vestieren. Als kleines Danke-
schön werden alle, die regel-
mäßig mitfinanzieren, auto-
matisch benachrichtigt, wenn
ausgewählte Abgeordnete
Antworten geben oder Fragen
gestellt bekommen. Natürlich
sind auch Spenden in jeder
Höhe willkommen. Jeder
Spendeneingang wird offen
auf www.abgeordneten-
watch.de dokumentiert.

„Dies ist ein Angebot für
Transparenz in der Politik.
Wer sollte sich diesen Service
leisten, wenn nicht wir Bür-
ger”, begründet Boris Henkele

diese Form der Finanzierung.
Er hofft, dass sich bald auch
NRW-Abgeordnete positio-
nieren werden – in der Politi-
ker-Sprechstunde im Netz.

» www.abgeordnetenwatch.de

„Dies ist ein Angebot
für Transparenz
in der Politik”

sind – an den betreffenden
Mandatsträger weiter. Die
Profile der einzelnen Politiker
müssen gepflegt, ihr Abstim-
mungsverhalten dokumentiert
werden. Die Initiatoren rech-
nen daher mit Kosten in Höhe
von 50 Euro pro Monat pro
Abgeordneten.

Geld, das auch für das nord-

Zahl der
Obachlosen
jetzt ermittelt
In NRW leben 21 600
wohnungslose Menschen

Essen. In NRW gibt es mehr
Obdachlose, als bisher ange-
nommen. Bei einem Pilotpro-
jekt des Familienministeriums
wurden rund 6500 obdachlose
Menschen ermittelt, die bisher
nicht bekannt waren.

Damit erhöht sich die Zahl
der Menschen ohne festen
Wohnsitz auf insgesamt
21 600. „Wir hatten auch bis-
her eine gute Statistik”, so Bar-
bara Löcherbach, Sprecherin
des Ministeriums, „aber dabei
wurden nur die Menschen er-
fasst, die auch den kommuna-
len Stellen bekannt waren.”
Diejenigen jedoch, die niemals
dort betreut wurden, die viel-
leicht unter Brücken schliefen
oder bei Wohnungslosen-Hil-
fen Freier Träger betreut wer-
den, seien nicht erfasst wor-
den. „Wir wussten, dass es eine
Dunkelziffer gab, aber wir
konnten nur schätzen, wie
hoch sie sein könnte.”

Nun seien bekannte Daten
mit neu hinzu gewonnenen
vernetzt worden. Das Verfah-
ren sei in zwölf Modellkom-
munen und 200 Wohnungslo-
sen-Einrichtungen Freier Trä-
ger erprobt worden. Künftig
sollen die Zahlen, so die Mi-
nisteriums-Sprecherin, jähr-
lich durch das Landesamt für
Statistik veröffentlicht wer-
den. „Wir erhoffen uns da-
durch klarere Aussagen über
die tatsächliche Situation,
aber auch neue Ansätze für die
Obdachlosen-Projekte.” awö

200 Tibeter
festgenommen
Peking. Die chinesische Poli-
zei hat laut einem Radiosender
200 protestierende Tibeter
festgenommen. Der Vorfall
ereignete sich am Mittwoch
während eines traditionellen
Pferde-Festivals in Lithang, ei-
ner von Tibetern bewohnten
Region der westchinesischen
Provinz Sichuan, wie Radio
Free Asia berichtete. Auslöser
sei die Festnahme eines 53-
jährigen Tibeters gewesen, der
auf einer Bühne gesagt habe:
„Wenn wir den Dalai Lama
nicht nach Hause einladen
können, werden wir keine Re-
ligionsfreiheit und kein Glück
in Tibet haben.” afp

Manipulation
am „Navi”
Las Vegas. Navigations-Syste-
me in Autos können Experten
zufolge leicht manipuliert wer-
den. Hacker könnten die GPS-
Technik spielend einfach so
ändern, dass Fahrer in falsche
Richtungen gesteuert werden,
wie die italienischen Experten
Andrea Barisani und Daniele
Bianco bei einer Sicherheits-
konferenz demonstrierten.
Die Systeme sind demnach vor
allem deshalb anfällig, weil sie
ständig über Funk Informatio-
nen zu Unfällen, Straßensper-
rungen oder Wetterbedingun-
gen erhalten. Hacker könnten
mit simplen Systemen Funk-
wellen abfangen, ändern oder
neue Informationen auf ande-
ren Frequenzen an die Geräte
senden, so die Experten. afp

Überparteilich

„Abgeordnetenwatch.de” ist
eine überparteiliche und in-
stitutionell unabhängige In-
ternetplattform und wird als
gemeinnütziges Projekt von
der Parlamentwatch GmbH in
Kooperation mit den Verei-
nen „Mehr Demokratie” und
„Mehr Bürgerrechte” betrie-
ben. Alle Spenden politikinte-
ressierter Bürger fließen in
den laufenden Betrieb des
Projekts. Sollten Gewinne an-
fallen, werden sie an andere
gemeinnützige Organisatio-
nen gespendet. Dazu hat sich
die Parlamentwatch GmbH
verpflichtet.

Brüsseler Geld
für Flüchtlinge
Brüssel. Die EU-Kommission
hat für Palästinenser, die we-
gen der Kämpfe um das
Flüchtlingslager Nahr el Bared
im Libanon fliehen mussten,
vier Millionen Euro bereitge-
stellt. Die Hilfe sei für die „Op-
fer der Kämpfe” gedacht, die in
anderen Flüchtlingslagern
oder Unterkünften im Liba-
non Zuflucht suchen mussten,
erklärte die Kommission der
Europäischen Union am Frei-
tag in Brüssel. afp

Bleiberecht
für Illegale
Lissabon. In Portugal sollen
Zehntausende von illegalen
Immigranten ein Bleiberecht
erhalten. Dies sieht ein neues
Ausländergesetz vor, das am
Freitag in Kraft getreten ist.
Nach Angaben der Zeitung
„Jornal de Notícias” dürften
etwa 40 000 Ausländer die ge-
wünschten Papiere erhalten.
Voraussetzung ist, dass die Be-
troffenen in Portugal geboren
wurden oder einen Arbeits-
platz nachweisen können.
Ausländerverbände bemän-
gelten, dass 150 000 „Illegale”
nicht in den Genuss der neuen
Regelung kommen könn-
ten. dpa

Protestwelle gegen Rüttgers
Die Reformpläne der schwarz-gelben Landesregierung stoßen zunehmend auf heftigen Widerstand.

Gewerkschaften und Verbände planen für die nächsten Wochen zahlreiche Demonstrationen

Von Ulrich Horn

Essen. Mit dem Ende der Som-
merferien rollt auf Minister-
präsident Jürgen Rüttgers
(CDU) und seine Düsseldorfer
CDU/FDP-Koalition eine gro-
ße Protestwelle zu.

Den Auftakt macht der
DGB am 8. August. Dann wol-
len die Gewerkschaften vor
dem Landtag gegen die Re-
form des Personalvertretungs-
gesetzes demonstrieren. Mit
der Reform soll die Mitbestim-
mung im öffentlichen Dienst
eingeschränkt werden. Der
DGB rechnet mit bis zu 10000
Teilnehmern. Den Protestauf-
ruf haben auch CDU-Politiker
unterschrieben, allen voran
der frühere Bundesarbeitsmi-
nister Norbert Blüm. Selbst in
der CDU-Landtagsfraktion
rührt sich inzwischen bei Mit-
gliedern des Arbeitnehmerflü-
gels Widerstand.

Die Gewerkschaften be-
fürchten, Einschnitte bei der

Mitbestimmung im öffentli-
chen Dienst könnten Abstri-
che bei der betrieblichen Mit-
bestimmung nach sich ziehen.
Deshalb demonstrieren die In-
dustriegewerkschaften den
Schulterschluss mit den Ge-
werkschaften des öffentlichen
Dienstes. Auf der Kundgebung
wird neben dem Chef der Ge-
werkschaft Verdi, Frank Bsirs-
ke, auch IG Metall-Bezirkslei-
ter Detlef Wetzel reden.

Am 14. August wollen die
städtischen Betriebe in Dort-
mund gegen die Pläne der Ko-
alition protestieren, die wirt-
schaftliche Betätigung der
kommunalen Unternehmen
einzuschränken. Für den 29.
August sind landesweit Pro-
testaktionen geplant, von den
Stadtwerken bis zu den Nah-
verkehrsbetrieben. „Da dürf-
ten dann schon mal Straßen-
bahnen Pause machen oder
Beratungszentren geschlossen
bleiben”, heißt es.

Die Beschäftigten der Ver-

sorgungsämter wollen am 6.
September in Düsseldorf auf-
marschieren. Ihr Protest rich-
tet sich gegen die Absicht der
Koalition, die Aufgaben der
Ämter den Städten zu übertra-
gen. Der Widerstand wird von
einem breiten Bündnis aus

Wohlfahrts-, Sozial- und Rent-
nerverbänden getragen. Die
Organisatoren rechnen mit
großem Zulauf.

Auch die Erzieherinnen be-
reiten große Protestaktionen
vor. Vom 3. bis 14. September
sollen alle Landtagsabgeord-

neten eingeladen werden, ei-
nen Tag in den Kindergärten
zu verbringen. Die Erzieherin-
nen wollen den Parlamenta-
riern vor Augen führen, dass
die Pläne der Landesregierung
zur Reform der Kindergärten
an der Realität vorbei gehen.
Am 6. September sollen viele
Kindergärten geschlossen
bleiben. Am 15. September
wollen die Erzieherinnen in
Düsseldorf demonstrieren.

Zudem plant der DGB für
den 24. November in Ober-
hausen eine Konferenz, die da-
zu dienen soll, die Halbzeit-Bi-
lanz der Koalition zu ziehen.
300 Gewerkschafter und Be-
triebsräte werden erscheinen.
Auch Jürgen Rüttgers wurde
eingeladen. Er sagte jedoch ab.

Auch 2008 wird er nicht zur
Ruhe kommen, sagt Verdi vo-
raus. Dann stehen Tarifver-
handlungen für den öffentli-
chen Dienst an. „Da wird es
hart zur Sache gehen”, pro-
phezeit die Gewerkschaft.

Wütend auf der Straße: Bereits im letzten November gab es
Proteste des DGB in Düsseldorf. Foto: dpa

Massenflucht
aus Mogadischu
Nairobi. Die Massenflucht von
Zivilisten aus Mogadischu hält
an. Alleine im Juli seien 21000
Menschen vor den Kämpfen
aus der somalischen Haupt-
stadt ins Umland geflohen,
sagte eine Sprecherin des UN-
Flüchtlingshilfswerks. Dort
lebten jetzt 300 000 Menschen
unter schwierigen Bedingun-
gen. In Mogadischu seien die
Kämpfe so heftig, dass es zu
gefährlich sei, tagsüber das
Haus zu verlassen. epd

Selbstjustiz mit
Tomaten und Eiern
Jerusalem. Aus Wut über die
regelmäßigen Raketenangriffe
aus dem Gazastreifen haben
Bewohner der südisraelischen
Stadt Sderot Selbstjustiz geübt
- und mit Tomaten und Eiern
zurückgeschossen. Die ver-
derbliche Munition wurde mit
Raketenwerfern der Marke Ei-
genbau auf den Gazastreifen
abfeuert. afp

Russische Marine
will ans Mittelmeer
Moskau. Russland sollte nach
Einschätzung seines Marine-
Chefs wieder einen permanen-
ten Militärstützpunkt am Mit-
telmeer errichten. „Das Mittel-
meer ist strategisch gesehen
sehr wichtig für die Schwarz-
meer-Flotte”, sagte Admiral
Wladimir Massorin laut der
Nachrichtenagentur RIA. Mi-
litärexperten zufolge betrie-
ben die russischen Seestreit-
kräfte während des Kalten
Kriegs eine Basis in Syrien. rtr@ politik@waz.de
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